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Ein ßeitrag zurn Verhältnis von Familien- und Sozialversicherungsrecht 
Thomas Gächter, Prof Dr. iur., Luzern/Zürich 
Myriam Schwendener. lic,. iur., Doktorandin SNF, Zürich 
Stichwörter: Nichteheliche Lebensgemeinschaft, Konkubinat, · H interlassenenleistun-
gen, Diskriminierungsverbot, Schutz von Ehe und Familie. 
Mots clefs: Communaute de vie, concubinage, rente de veuf ou de veuve, interdiction 
de Ia discrimination, protection du mariage et de la famille. 
I. Ansgangspunkt und Proi.Jlernstellung 
/. Verhältnis von Familienrecht und Sozialversicherungsrecht 
In der sozialversicherungsrechtlichen Praxis wird immer wieder der Grundsatz 
bckriifligt, dass das Familienrecht eine Ordnung darstellt, die von der Sozialversi-
cherung vorausgesetzt wird und dieser daher grundsätzlich vorgeht. 1 Es wird davon 
ausgegangen, dass der Gesetzgeber, wenn er im Sozialversicherungsrecht Regelun-
gen mit Anknüpfungen an familienrechtliche Sachverhalte trifft, von ihrer Bedeu-
tung her die Institute des Familienrechts im ßlickfcld hat. Vorbehalten bleiben 
gegenteilige Anordnungen des Gcsctzgebers.Z 
Im Verhältnis von Familienrecht und Sozialversicherungsrecht sind damit zwei 
Konstellationen zu unterscheiden: diejenige, in welcher der Gesetzgeber auf das 
Familienrecht als vorausgesetzte Ordnung zurückgreift, und diejenige, in welcher er 
im Sozialversicherungsrecht bewusst vom Familienrecht abweicht und andere 
Anknüpfungsbegriffe bildet. 
Mit Ausnahme der registrierten Partnerschaft, die voraussichtlich ab dem 
1. Januar 2007 gleichgeschlechtlichen Paaren offen steht, regelt das Familienrecht die 
Z.B. BG E 121 V 125, 127 und eingehend ScAJ\TAZZINI, Schnittstellen und Wechselwirkungen zwischen 
F~milic n- und So?.ialversicherungsrecht, Paml'ra.ch 200 I, 405 ff.; siehe auch RrEMEH, BcrUhrungs-
punktc ?.wischen Sozialversicherungs-und Privatrecht, insbesondere die Bedeutung des Privatrechts 
bei der Auslegung des Sozialversicherungsrechts durch das EVG, PS 75 Jahre EVG, !lern 1992, 147, 
156 ff., mil Differenzierungen. 
2 BGE 121 V 125, 127, mit weiteren Hinweisen. 
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: nichteheliche Lebensgemeinschaft nicht.J Eine mit dem Familienrecht harmoni-
sierte Auslegung des Begriffs der nichtehelichen Lebensgemeinschaft oder der 
~cbenspartrterin oder des Lebenspurtners ist damit nicht möglich. Es fragt sich 
Jedoch, ob im Sozialversicherungsrecht dem Bestand oder der AuOösung nichtehe-
licher Lebensgemeinschaften eine rechtserhebliche ßedeulung zugemessen werden 
kann oder soll. . 
Als nichteheliche Lebensgemeinschaji wird im Rahmen dieser Abhandlung eine 
gefestigte Paarbeziehung zwischen gegen- oder gleichgeschlechtlichen Partnern ver-
standen. Um den Blick nicht zu stark einzuengen, werden- in Abweichung von der 
bundesgerichllichen Definition des «Konkubinats»4 - weder das Zusammenleben 
n?ch die ?eschlechlsgemeinschafl zu den notwendigen Begriffsvoraussetzungen der 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft gezählt. 
2. Entwicklungen im Bereich des nichtehelichen Z usammenlehens 
Das nichteheliche Zusammenleben bildet aus verschiedenen Gründen einen 
aktuellen ßetrachtungsgegenstand: Zunächst ist festzustellen, dass die Zahl der unver-
heirateten Paare stetig zunimmt.5 Weiler wurde für eine Form der nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft, nämlich für die gleichgcsch!Cchtlichc Partncrschart, mit der 
registrierten Partnerschart ein neues familienrechlliches Institut geschaffen, das die 
Partnerinnen und Partner einer solchen registrierten Partnerschaft ab dem 1. Januar 
2007 sozialversicherungsrechllich in zcntr;1len Punkten den Ehepartnerinnen und 
Ehepartnern gleichstellt. Schlicsslich hat die dculliche Annahme des Partnerschafts-
gesetzes die politische Diskussion erneut angestosscn, ob auch gegengeschlechtlichen 
3 Immerhin wird der Ues tand nichl ehelicher Lebensgemeinschaften im Familienrecht aber insofern 
beachtet, als nacheheliche Unterhaltsansprüche aufgrund einer stabilen nichtclielichen Lebens-
gemeinschaft reduziert werden können; siehe etwa IJOC'IILEn/STECiMANN, Der Einnuss der nichtehe-
lichen Lebensgemeinschaft auf den nachchelichcn Unterha!tsanspruch, rmnPm.ch 2004, 229, 23! ff. 
und hinten bei Pn. 86. 
4 ßGE 118 II 235.238: «A ls Konkubinat im engeren Sinne gilt eine auf Hingere Zeit. wenn nichl auf 
Dauer angelegte umfassende Lehensgemeinschaft von zwei Personen unlerschiedlichen Geschlechts 
mit grundsiit?.lich Ausschliesslichkeitscharnkler, die sowohl e ine geistig-seelische als auch eine kör-
perliche und eine wirtschaftliche Komponente aufweis! und auch elwa als Wohn-, Tisch- und Bell-
gemeinschaft bezeichnet wird.>> Skeptisch zur praklischen Relevanz dieser Definition und zudem 
den Begriff des << Konkubinats >> ablehnend ßücJri.ER, Vermögensrechtliche Probleme in der nichtebe-
liehen Lebensgemeinschaft, in: RuMo-Ju Nc;o/PiCJIONNAZ (1-!rsg.), Pamilienvermögensrecht, Uem 
2003, 59, 6t'i. 
Siehe etwa Büc iii..ER (Fn. 4), 6 I f.; rux. l ·~1milia!cr Wandel am Beispiet von Partnerschafts- und 
Erwerbsverliiul'en, Faml'ra.ch 200 I, 440, 444 fl'.; siehe auch PliJ.VI'.H, Unverheiratete Paare, 
Base l/Genf/M ünchen 2000, R. Allgemein zum Wandel des Familienverständnisses BüCHLER, Das 
Familienrecht der Zukunft, in : VETrERLI (1-!rsg.), /\uf dem Weg zum F·~1miliengericht, Bern 2004, 
45 ff. 
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Paaren, die in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft leben, ein der registrierten 
Partnerschaft ähnliches Rechtsinstitut zur Verfügung gestellt werden soll.6 
3. Prohfemstellung und Vorgehen 
Gegenstand dieses Beitrags bildet die Frage, ob und inwiefern es sich unter 
gewandelten faktischen und rechtlichen Verhä ltnissen noch rechtfertigt, im Sozial-
versicherungsrecht grundsätzlich am zivilrechtliehen Familienverständnis anzuknüp-
fen. Weiter wird erörtert, ob und in welcher Weise das Sozialversicherungsrecht die 
berechtigten Anliegen derjenigen schützen soll oder schützen kann, die in einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft leben. 
In einem groben Überblick wird die gegenwärtige Behandlung der nichtehe-
lichen Lebensgemeinschaft im Sozialversicherungsrecht dargestellt (Ziff. IL). J?ieser 
Überblick dient als Ausgangspunkt, um der grundsätzlichen Frage nach dem Verhält-
nis zwischen Familienrecht und Sozialversicherungsrecht nachzugehen (Ziff. IIL). 
Abschliessend wird zusammenfassend festgehalten, wo und in welchem Ausmass die 
nichtehelichen Lebensgemeinschaften sozialversicherungsrechtlich a.nders als bisher 
behandelt werden könnten (Ziff. IV). 
11. Bedeutung nichtehelicher Lebensgemeinschaften 
im Sozialversicherungsrecht 
I . Versicherungsunterstellung und Beitragspflicht 
Gernäss Art. 3 Abs. 3 lit. a AHVG ist der nichterwerbstätige Ehegatte von der 
Beitragspflicht befreit, wenn der andere Gatte Beiträge von mindestens der doppel-
ten Höhe des Mindestbeitrags bezahlt hat. Nach dem eindeutigen Wortlaut und Sinn 
des Gesetzes gilt dies nicht auch für die nichteheliche Lebensgemeinschaft. 
Nach der älteren Rechtsprechung des EVG galten indes Unterhaltsleistungen, 
die ein Mann einer Frau zukommen liess, die mit ihm in einer eheähnlichen Ge-
meinschaft lebte und ihm den Haushalt führte, beitragsrechtlich als massgebender 
Lohn im Sinn von Art. 5 Abs. 2 AHVG.7 Die Frau war hinsichtlich dieser Tätigkeit 
6 zu diesen Tendenzen etwa BücHLER (Fn. 4), 84 ff.; PULVER (Fn. 5), 185 ff.; klar ablehnend Hr.oNAUER/ 
BIIEITSCIIMID. Grundriss des Eherechts, 4. Aun., ßern 2000, N 2 .26, siehe aktuell auch die Molion vom 
K. Juni 2005 von Nationalmt Relo Wehrli (05.32Ci4, im Plenum noch nicht bchanuclt),mit welcher der 
Bundesrat beauftragt werden so ll, den Entwurf eines Gesetzes zu unterbreiten, welches Paaren 
erlaubt. ihre Lebensgemeinschaft zu registrieren und damit besser zu schlitzen. Der Dundesrat hat in 
seine r E rkläru ng vom 7. September 2005 die Ablehnung der Motion beantragt. 
7 BG E 1 1 o V 1; zum Gan7.en LE117.tNOER-NAEf, Sozialversicherungsrechtliche Beitmgspnichten haus-
haltrO hrender Personen nach uer 10. Al-IV-Revision, Faml'ra.ch 2000, 171, IHI; ScARTAZZIN I, Fam-
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als Unselbständigerwerbende zu qualifizieren und unterstand in dieser Eigenschaft 
grundsätzlich allen Arbeitnehmerversicherungen (Unfall- und Arbeitslosenversi-
cherung, bcrul1iche Vorsorge, Pamilienzulageordnungen).R Diese Rechtsprechung, 
die in erster Linie dem möglichst umfassenden Versicherungsschutz der haushalt-
führenden Frau dienlc,'1 dogmatisch aber kaum 7.11 halten war, 10 wurde zuniichst für 
finanziell selbständige Partnerinnen und Partner sowie für «bescheidene wirtschaft-
liche Verhältnisse» differenziert'' und im Grundsatzentscheid DGE 125 V 205 auf-
gegeben.12 
Die Praxisänderung in BG E 125 V 205 wurde mit der Verlinderung der mass-
gebenden Anschauungen und der gesetzlichen Rahmenbedingungen begründet. Es 
rechtfertige sich angesichtsdes Wandels der gesell schaftlichen Anschauungen nicht 
mehr, haushaltführende Partnerinnen Al-IV-rechtlich wie angestellte Haushälterin-
nen zu behandeln. Mit der Einführung der Erziehungsgutschriften in der 10. AHV-
Revison sei fürMännerund Frauen, d ie wegen der Kinderbetreuung in einer nicht-
ehelichen Lebensgemeinschaft keiner Erwerbstätigkeit nachgingen, der soziale 
Schutzzweck der bisherigen Rechtsprechung mindestens teilweise entfallen. Die 
analoge Anwendung von Art. 5 Abs. 2 AHVG auf haushaltführende Partner sei nicht 
mehr angezeigt. Der haushaltführende Partner, der für diese Tätigkeit Natural-
leistungen (in Form von Kost und Logis) und allenfalls zusätzlich ein Taschengeld 
beziehe, sei beitragsrechtlich als nichterwerbstätig zu qualifizieren.u 
l'ra.ch 201ll, 405,424 f.; siehe auch AuosnlmOER-IJIJ('IIEI.I, L'union libre el les assurnnces sociales. in: 
Duc (Hrsg.), Droil p rive c l assura nces sociales, Fribourg ll)l)O, 161,166. 
8 In der Arbeitslosenversicherung stehen der Bcitragspllicht jedoch nur bedingt auch Leislungen 
gegenOber (Art. 40 AVIV, Mimlestgrenze des versicherten Venliensles) . In der berunichen Vorsorge 
ditrfle bei solchen ßeschäfligungsverhiillnissen der Mintlestlohn fllr die obligatorische Versicherung 
(gegenwärtig 19 350 Franken) selten erreicht werden (Arl. 7 Ahs. 1 13VG i.V.m. Art. 5 13VV 2). 
Art. 2 Abs. 1 lit. g UVV wiederum sch li essl << Konkubinatspartnerinnen und -parlner, die in dieser 
Eigenschart AI-IV-beitragspnichtig simh>, von der obligatorischen Unra llversicherung aus. Diese Aus-
nahme hatmilder Änderung der Rechtsprechung in 13GE 12S V 205 jedoch ihre IJedeulung verloren 
(siehe auch 13GE 1:10 V 553). Aufgrund der im Einzelra ll gelt enden Familienzulageordnung sind zwar 
i.d.R.Bcitriige zu bezahlen, doch wird pro Kind nur ei ne Zulage ausbezahlt. Diese erhält i.d.R. derje-
nige Elten\lei l, der in höherem Mnss crwerhslii lig isl. I Uiulig wird dies gerade nicht der im Hau halt 
tätige Eltern te il sein. 
9 So deutlich BGE 12S V 205,207 . 
10 Zusammenfassend BGE 125 V 20.'i , 2 10 f. 
11 Dazu KiisER, Unierste ll ung und IJeitragswesen in der ob li gatorischen AHV, 2. Aun., Bern 1996. 
N 3.72 f.; Locmm, Grundriss des Sozialversicherungsrechls, 3. Aull., ßern 2003, 109. Siehe auch 
ÜREnP.R/Duc/ScMnAZZJNJ, Commenlaire des ar ticles I i\ I (i dc Ia loi fcdcrale sur l'assurance-viei ll csse 
ct survivants (LAVS), llfllc/Frandort -sur-lc-Main 1997, Arl. 4, N 3H f. 
12 Zusammenfassend GiiCJtTER, Der hausha ltfiihrcnde Konkubinatspartner a ls Arbeitnehmer, Jusle ller 
20. Dezember 2004 (www.jus leller.ch ), N H ff. 
13 So nun auch deutlich Bundesa mt für Sozia lversicherungen, Wegle itung über die ßeiträge der Sclh-
stiindigerwerhenden und Nichlerwerhsliiligcn (WSN) in der AI IV, IV und EO (Stand I. Januar 200S), 
N 2011 . Siehe auch LEU7.JN(;t'. it·NAFF, Faml'ra.ch 2000, 17 1. I Hl. 
t'<lllll'ra.dt 4/2UlJ5 
Diese Praxisänderung, die in Lehre und Praxis einhellig begrüsst wird,1 4 hob auch 
die Divergenz zwischen arbeits- und sozialversicherungsrechtlicher Qualifikation der 
Tätigkeit des haushaltfl.il1renden Partners einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 
auf. Tätigkeiten des Lebenspartners im gemeinsamen Haushalt gelten damit - ohne 
anders lautende Vereinbarungen - arbeitsrechtlich weder als Arbeitsverhältnisse,15 
noch wird der dafür bezogene Naturallohn sozialversicherungsrechtlich als Erwerbs-
einkommen behandelt. Das EVG ftihrte i'l einem jüngeren Entscheid präzisierend 
aus, dass es den Partnern einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft freistehe, die 
Beziehungen unter sich durch vertragliche Vereinbarungen zu bestimmen und damit 
die von ihnen gewünschten gegenseitigen Rechte und Pflichten verbindlich vorzuse-
hen.t6 Insbesondere sei es den Partnern nicht verwehrt, die von der einen Seite für die 
andere Seite verrichtete Tätigkeit arbeitsvertraglich zu regeln. 
Eine von den Parteien als Arbeitsvertrag bezeichnete Vereinbarung reicht 
jedoch nicht immer aus, um die Unterstellung unter die Arbeitnehmerversicherun-
gen zu bewirken: Der Arbeitsvertrag muss- im Sinn der eigenständigen sozialversi-
cherungsrechtlichen Definitiont7 - auf die Erzielung eines Erwerbeseinkommens 
gerichtet sein. Dies ist nicht der Fall, wenn Tätigkeiten für den anderen, die den in 
einer partnerschaftliehen Beziehung ilblichen Rahmen nicht ilberschreiten, lediglich 
in die äussere Form eines Arbeitsvertrags gegossen werden. In diesem Zusammen-
hang dürfte auch die Äusserung des EVG zu verstehen sein, dass der offenbare 
Rechtsmissbrauch, wie er etwa in fiktiven Arbeitsverträgen zu sehen wäre, keinen 
Schutz verdiene. 1H Ohne vertraglich klar geregelte Rechte und Pflichten kann aller-
dings kaum beurteilt werden, ob und in welchem Umfang eine Erwerbstätigkeit vor-
liegt. Insofern kann der Rückgriff auf den fehlenden Erwerbscharakter von Haus-
14 Siehe da7.u etwa LoCIIER (Fn.ll ), 173; RAnAouo, Konkubinatspartner und Eheleute in der AI-IV, end-
lich nicht mehr Hausdienstarbeitnehmer, TREX 2000, 190 ff.; zur früheren Kritik von Lehre sowie 
abweichender behördlicher Praxis BGE 125 V 205,210 ff. 
15 Laut Art. 320 Abs. 2 OR gilt ein Arbeitsvertrag auch dann als abgeschlossen, wenn der Arbeitgeber 
Arbeit in seinem Dienst auf Zeit entgegennimmt, deren Leistung nach den Umständen nur gegen Lohn 
7.U erwarten ist («faktischer Arbeitsvertrag»). Diese Bestimmung ist grundsätzlich auch auf die nicht-
eheliche Lebensgemeinschaft anwendbar, da nach der Verkehrsanschauung eine Entgelllichkeit an-
zunehmen . ist, sobald die Mitarbeit den Rahmen des partnerschaftliehen Beistands überschreitet 
(z.B. I'OitTMJ\NN, lndividualarbeitsrecht, ZUrich 2000, N 104; REIIIIINDER, Schweizerisches Arbeitsrecht, 
15. Aun., Bern 2002, N 61 ). Nach überwiegender Anschauung fallen Tätigkeiten des Lebenspartners im 
gemeinsamen Haushall jedoch nicht darunter, weil Hausarbeit als Leistung an den gemeinsamen Haus-
halt und nicht im Hinblick auf einen VermögenswerJen Vorteil erbracht wird (REHBINDER, a.a .O.; Zür-
cher Komm/STAEIIELINNtscHER, Art. 319 OR, N 30; TuoRISCilNYDERIScHMID/RuMo-JUNGO, Das schwei-
7.erische Zivilgesetzbuch, 12. Aun., Zürichlßasei/Genf 2002, 170, mit weiteren Hinweisen). 
16 BG E 130 V 553; siehe dazu das Urteil des EVG vom 14. Juli 2004 (U 104/03), wiedergegeben in SVR-
Rechtsprechung 2004, UV Nr. 18, und auszugsweise in RKUV 2004, 578. Ablehnend UstNOER-EGGER 
Unfallversicherung: Versicherungsobligatorium im Konkubinat, SZS 2005,494,497 f. 
17 Siehe GAcHTER (Fn. 12), N 17 ff. 
18 BGE 130 V 553,558. 
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arbeit nur bei offensichtlich flktiven Arbeitsverträgen als Missbrauchsschranke 
·dienen. 
Die neue Praxis trägt dem Umstand Rechnung, dass Partnerinnen und Partner 
einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft ihr Zusammenleben frei gestalten können 
und in diesem Rahmen die Rechte und Pflichten frei regeln dilrfen. Der sozialversi-
cherungsrechtliche Schutz wird den haushaltführenden Partnern heute nicht mehr 
aufgezwungen, doch steht mit der Möglichkeit einer arbeitsvertragliehen Einigung 





Leistungen an Hinterlassene werden von der AHV, der beruflichen Vorsorge, 
der Unfallversicherung sowie der MiliUirversicherung ausgerichtet.l9 Anspruchsbe-
rechtigte Personen sind in der Regel die Witwe oder der Witwer,2o der geschiedene 
Ehegatte,2t Waisen22 sowie vereinzelt die Eltern.23 
Einzig in der beruflichen Vorsorge nennt das Gesetz seit wenigen Monaten die 
Möglichkeit, dass auch Lebenspartner in den Genuss von Hinterlassenenleistun-
gen2~ kommen können . Gemiiss Art. 20a BVG, der im Rahmen der ·1. ßVG-Revision 
am I. Januar 2005 in Kraft getreten ist, kann die Vorsorgeeinrichtung in ihrem Regle-
mentneben den anderen Anspruchsberechtigten (überlebende Ehegallen und Wai-
sen) auch weitere natürliche Personen fllr die llinterlasscnenleistungcn vorsehen. 
Art. 20a Abs. 1 lit. a 13 VG nennt insbesondere Personen, die von der versicherlen 
Person in erheblichem Mass unterstützt worden sind, sowie die Partnerin oder den 
Partner, die mit der versicherten Person in den letzten fünf .fahren bis zu ihrem Tod 
ununterbrochen eine Lebensgemeinschaft geführt haben oder die für den Unterhalt 
19 Art. 23 ff. AIIVG, Art. .19 ff. BVG, Art. 28 [f. UVU, Art. 51 ff. MVG. Zum Ganzen KtESERIRtEMER-
KArKA,lllfeln zum schweizerischen Sozialversichcrungsrecht, 3. Aufl., Zllrich/ßasei!Genf, Tafel 48. 
20 Je nach Einzelgesetz werden fiir die Anspruchsberechtigung 7.Usiitzlichc Vornusset7.ungcn verlangt. 
z.B. Mindestehedaucr von fünf Jahren oder das Vorhandensein gemeinsamer Kinder; siehe etwa 
Art. 23 f. AHVG, Art. 19 BVG, Art. 29 UVU, Art. 52 MVG (keine weiteren Voraussetzungen). 
21 Art. 24a AHVG, Art. 19 Alls. 3 BVG i.V.m. Art. 20 BVV 2, Art. 29 UVG i.V.m. Art. 39 UVV, 
Art. 52 Abs. 4 MVG; alle mit zusiilzlichen Voraussetzungen. 
22 Art. 25 AHVG sowie betreffend Pflegekinder Art. 25 Alls. :l i\HVG i.V.m. Art. 49 AHVV, Art. 20 
BVG, Art. 30 UVG sowie betreffend l'negekinder Art. :10 Ahs. 2 LJVG i.V.m. Art. 40 f. UVV, 
Art. 53 MVG. 
23 Art. 20a Abs. 1 lit. b BVG, Art. 55 MVG. 
24 Wobei sowohl Renten als auch ein Todesfallkapital denkbar sind, siehe Mitteilungen über die beruf-
liche Vorsorge Nr. 79, Ziff. 472. 
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eines oder mehrerer gemeinsamer Kinder aufkommen müssen.2~ Ohne reglementa-
rische Grundlage besteht jedoch kein Anspruch auf Hinterlassenenleistungen 
gernäss Art. 20a BVG.26 · 
Bei nichtehelichen Lebensgemeinschaften wird neben den (alternativen)27 Vor-
aussetzungen der mindestens fünfjährigen Lebensgemeinschaft oder des Unterhalts 
gemeinsamer Kinder durch den überlebenden Partner auf das zusHtzliche Erforder-
nis der erheblichen finanziellen Unterstützung verzichtet.2H Kein Anspruch auf 
Hinterlassenenleistungen nach Art. 20a Abs. 1 lit. a BVG besteht, wenn die begüns-
tigte Person eine Witwer- oder Witwenrente bezieht (Art. 20a Abs. 2 BVG) .29 Erfolg-
te jedoch eine erhebliche finanzielle Unterstützung, kann die unterstützte Person in 
den Genuss von Hinterlassenenleistungen kommen, und zwar unabhängig davon, ob 
es sich um eine nichteheliche Lebensgemeinschaft gehandelt hat.30 
Die Hauptziele von Art. 20a BVG bestehen darin, die Vorsorge für Partner in 
nichtehelichen Lebensgemeinschaften zu verbessern, die kantonalen Praktiken zu 
vereinheitlichen und die gesetzlichen Grundlagen zu schaffen, die es allen Vorsorg-
einrichtungen erlauben, die Vorsorge der nicht verheirateten Lebenspartner im 
überobligatorischen Bereich zu verbessern.31 In der Botschaft zur 1. BVG-Revision 
kam explizit zum Ausdruck, dass mit der Verbesserung der Vorsorge für nichtebeli-
ehe Lebenspartner den gesellschaftlichen Entwicklungen Rechnung getragen wer-
den sollteY 
25 Bis anhin sticss die Begllnstigung nichtehelicher Pnrtner im Rahmen des Überobligatoriums auf steu-
errechtliche Probleme. Gernäss einem Kreisschreiben der Bundessteuerverwaliung konnten nur sol-
che Personen begünstigt werden, die vorn Vorsorgenehmer im Zeitpunkt des 'Iod es oder in den letz-
ten Jahren vor seinem Tod in erheblichem Mass unterstUtzt worden waren. Siehe dazu STAlJFrrm, 
Berufliche Vorsorge, Zürich/Basel/Genf 2005, N 701. Siehe die Kritik an dieser Praxis bei KoLLER, 
Begilnstigungsordnung zweite und dritte Säule, in: Bundesamt für Sozialversicherung, Beiträge zur 
sozialen Sicherheit Nr. 18/98, 13 f. und MaSER, Individuelle Ueglinstigungsabreden im Rahmen der 
üherohligalorischen beruflichen Hinterlassenenvorsorge, SZS 1998, 274 ff. · 
26 Es wurde bewusst darauf verzichtet, die zusätzlichen Begilnstigungen gernäss Art. 20a DVG in den 
Obligatoriumsbereich aufwnehmen, weil mit jährlichen Kostenfolgen in der Grössenordnung von 
90 Millionen Franken gerechnet wurde; siehe BBI 2000 2684. 
27 Siehe Mitteilungen ilber die berufliche Vorsorge Nr. 79, Ziff. 472. 
28 MasER, Die Lebenspartnerschaft in der beruflichen Vorsorge nach geltendem und künftigem Recht 
unter Berücksichtigung der Begünstigungsordnung gernäss Art. 20a BVG,AJP 2004,1507, 1509. Zum 
früheren Recht vorne, Fn. 25. 
2lJ Siehe die Kritik an dieser Bestimmung bei MosEH, A.IP 2004,1507, 1509 f. 
JO STAUFrER (Fn. 25), N 704. 
J t BBI 2000 2683 ff.; Mitteilungen über die heruniehe Vorsorge Nr. 79, Ziff. 472. In der Praxis dürften 
sich bei der Konkretisierung der Ansprüche in den Vorsorgereglementen einige praktische SchwJC- ' 
rigkeiten stellen. Siehe dazu die Gedanken und Lösungsansätze bei MosER,AJP 2004,1507,1511 ff. 
~2 BBI 2000 2691. 
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bb) Befreiung von der Erfüllung der Beitragszeit in 
der Arbeitslosenversicherung 
Zum Bezug von Arbeitslosenentschädigung ist grundsätzlich berechtigt, wer-
neben anderen Voraussetzungen - innerhalb einer Beitragsrahmenfrist von zwei 
Jahren wiihrend mindestens :~.wiilf Monaten eine beitragspflichtige Beschiiftigung 
ausgeübt hat. :u Art. 14 AVIG nennt eine Reihe von Gründen, durch die Versicher-
te von der Erfüllung der Beitragszeit befreit werden können. So sind Personen von 
der Beitragszeit befreit, die wegen der Trennung oder Scheidung ihrer Ehe, wegen 
Invalidität oder Todes des Ehegalten oder aus iihnlichen Gründen gezwungen sind , 
eine unselbständige Erwerbstätigkeit aufzunehmen oder zu erweitern. Diese 
Bestimmung soll vor allem in jenen Fällen Schutz bieten, in denen die Person, wel-
che die Familie bislang finan ziell versorgt hat, oder die Erwerbsquelle aus- oder 
weggefallen ist.34 Der Gesetzgeber hat den unbestimmten Rechtsbegriff «aus ähn-
lichen G ründen >> bewusst nicht näher umschrieben, um die Vorschrift entsprechend 
der Vielfalt des Lebens flexibel handhaben zu künnen.J5 Bei der privilegierten Ver-
sichertengruppehandelt es sich um Personen, die nicht eigentlich auf die AufnRh-
me, Wiederaufnahme oder Ausdehnung der Erwerbstiitigkeit vorbereitet sind und 
aus wirtschaftlicher Notwendigkeit auf die verlinderte Situation reagieren müs-
sen.Jo 
Im Entscheid BGE 123 V 219 beurteilte das EVG, ob auch die Auflösung einer 
eheähnlichen Gemeinschaft einen <<ähnlichen Grund>> im Sinn von Art. 14 Abs. 2 
AVIG darstellt. Im Anschluss an die Praxis zum früheren Recht.17 kam das Gericht 
zum Schluss, dass die Auflösung einer nichtehelichen Gemeinschaft keinen iilm-
lichen Grund darstelle. Der Gesetzgeber habe mit der Schaffung von Art. 14 Abs. 2 
AVIG im hier massgeblichen Punkt nicht von der früheren Praxis abweichen wollen, 
weshalb es sich nach wie vor rechtfertige, das Uestehen einer ehelichen Verbindung 
zu verlangen . Nur im Rahmen einer Ehe seien nämlich Rechte und Pflichten ver-
bindlich verteilt und dementsprechend auch Leistungen geschuldet. Die Vielfalt der 
nichtehelichen Lebensgemeinschaften verbiete hingegen eine einheitliche 13ehand-
lung.3R Es wäre nach der Ansicht des Gerichts geradezu willkürlich und würde zu 
Rechtsunsicherheit führen, wenn von der Anknüpfung an die familienrechtlichen 
33 Art.8,9Abs.1, 13Abs.l AVIG. 
34 NussllAUMEil, Arbeitslosenversicherung, in: KoLL.EH/MüLLEHfRIIINOw/ZlMMERLI (Hrsg.), Schweizeri-
sches Bundesverwaltungsrecht, MEYEH-IJLASIJH (Koonlinatinn und Verantwortung), So?.iate Sicher-
heil, Basel/Genf/München 19lJH, N 199; GEIUIARIJS, Kommcnlar zum Arbeitslosenversicherungsgesetz 
(AVIG), Band I (Art. 1-58). Bern 1987,Arl. 14 AVIG, N 34 ff. 
35 NUSSIJAlJMER (Fn. 34), N 200,u.a. mit llinweis auf BUI 19!10 111 565. 
36 Seco, Kreisschreiben Uher die Arbeitslosenenlschädigung, B 136h; NussBAUMEil (Fn. 34), N 200. 
37 BGE 106 V 58. Dazu etwa AuGSI)liRGER-BUc:IIELI (Fn . 7), 167 f. 
38 DGE 106 V 58,60 f. 
.· 
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Verhältnisse abgewichen wtirde.39 Es war zudem der Meinung, die Voraussetzungen 
für eine Praxisänderung seien (noch) nicht erfüllt.40 
Wenn man sich vergegenwärtigt, dass sich der Schutzzweck von Art. 14 Abs. 2 
AVIG nach dem Willen des Gesetzgebers auf Personen erstrecken sollte, deren wirt-
schaftliche Versorgung unerwartet weggefallen ist und die auf die Aufnahme, 
Wiederaufnahme oder Ausdehnung der Erwerbstätigkeit nicht vorbereitet sind, so 
erstaunt dieses klare Verdikt der Rechtsprechung nicht wenig. Selbstverständlich ist 
die Gestaltung der nichtehelichen Lebensgemeinschaften sehr unterschiedlich. 
Wenn aber dargetan werden kann, dass im Rahmen eines stabilen Zusammenlebens 
über längere Zeit die wirtschaftliche Last vor allem von einem der Partner getragen 
wurde und die Versorgung des anderen wegfällt, weil beispielsweise die Beziehung 
aufgelöst wird oder. der andere Partner stirbt, so erscheint es im Hinblick auf die 
gewandelten gesellschaftlichen Anschauungen schwer haltbar, diesen Fall anders zu 
behandeln. Es wäre Aufgabe der Verwaltungs- und Gerichtspraxis, entsprechende 
Anforderungen an eine qualifizierte nichteheliche Lebensgemeinschaft zu formulie-
ren, die ebenfalls von der Erfüllung der Beitragszeit befreien. Einen Massstab daftir 
könnte etwa die Umschreibung von Art. 20a Abs. llit. a BVG bilden. 
Die negativen Folgen dieser Rechtsprechung für nichtehliche Lebenspartner 
wurden jedoch bis am 1. Juli 2003 (3. AVIG-Revision) dadurch aufgefangen, dass 
gemäss aArt. 13 Abs. 2bis AVIG Zeiten, in denen Versicherte keine beitragspflichtige 
ßeschäftigung ausgeübt haben, weil sie sich der Erziehung von Kindern unter 
16 Jahren widmeten, als I3eitragszeiten angerechnet wurden.41 Unerheblich war 
dabei der Zivilstand, so dass dieser Anrechnungstatbestand auch bei der Auflösung 
einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft mit Kindern zur Anwendung gelangtc.42 
Die]. AVJG-Revision führte jedoch zu einem Systemwechsel: Die Erziehungszeiten 
werden nicht mehr als Beitragszeiten anerkannt. Dafür wird gemäss der differen-
zierten Regelung von Art. 9b AVIG im Fall der Erziehung von Kindern entweder die 
Rnhmenfrist für den Leistungsbezug oder diejenige für die Beitragszeit verlängert.43 
Damit hnt sich die Situation für nichteheliche Lebenspartner verschlechtert, die sich 
wiihrend mehrerer Jahre der Erziehung der Kinder widmen. Wenn die verhältnis-
miissig eng formulierten Vorausse tzungen von Art. 9b AVJG nicht erfüllt sind, haben 
sie beim Dahinfallen der ßeziehung oder der aus dieser fliessenden Versorgung 
3'! BGE l23V219,22l f. 
40 ßGE 123 V 219,222. Zustimmend SCARTAZZINI, Faml'ra.ch 2001,405,422. 
41 Die Anrechnung erfolgte jedoch nur, sofern die Versicherten im Anschluss an die Erziehungsperiode 
aufgrund einer wirtschaftlichen Zwangslage eine unselbsUindige Erwerbstätigkeil aufnehmen 
mussten. Zwischen der Kindererziehung und dem Verzicht auf die Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
musste ein Kausalzusammenhang bestehen; siehe NussnAUMER (Fn. 34), N 180. 
42 NussnA\IMER (Fn. 34), N 180. 
4J Zum Zweck der Regelung Bill 2001 22GO f., 2278 f. 
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keinen Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung.44 Angesichts dieser faktischen 
Verschlechterung sowie im Hinblick auf die wiederum gewandelte gesellschaftliche 
Haltung gegenüber nichtehelichen Lebensgemeinschaften würde sich eine Praxisän-
derung zu Art. 14 Abs. 2 AVIG durchaus rechtfertigen. 
cc) Haushaltungszulage gemüss Art. 3 FLG 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Landwirtschaft haben Anspruch 
auf Familienzulagen. Diese bestehen aus einer Haushaltungszulage und in Kinder-
zulagen .45 Anspruch auf Haushaltungszulagen haben aber nur Arbeitnehmende, die 
mit ihrem Ehegatten oder mit ihren Kindern einen gemeinsamen Haushalt führen 
(Art. 3 Abs. 1 lit. a FLG).46 Die Regelung knüpft bewusst an das Familienrecht des 
ZGB an, das die häusliche Gemeinschaft von Mann und Frau oder von Eltern mit 
Kindern als Regelfall annimmt. Arbeitskräfte, deren E he getrennt oder geschieden 
ist und die Unterhaltsbeiträge leisten müssen, können daher keine Haushaltungszu-
lage beanspruchen.47 Dementsprechend begründen auch nichteheliche Lebensge-
meinschaften, die in häuslicher Gemeinschaft gelebt werden, keinen Anspruch auf 
eine Haushaltungszulage.4B Ein Anspruch besteht aber dann, wenn die landwirt-
schaftlichen Arbeitnehmenden mit ihren Kindern einen gemeinsamen Haushalt 
führen. 
b) Auswirkungen auf die Leistungshöhe 
aa) Rentenplafonierung 
Gemäss Art. 35 Abs. l J\HVG betriigt die Summe der beiden Renten eines 
Ehepaa rs maximal 15()0"{, des I-lüchslbelrags der Altersrente. Auch in der IV ist eine 
44 Immerhin entnilll aber das Kriterium der wirtschaft li chen Zwangslage, was filr die von Art. 9b AVIG 
erf~sste Personengruppe eine Begünstigung bedeutet. 
45 Art. In um! Art. 2 FLG. 
46 Daneben haben auch Arbeilnclunende, die in Hausgemeinschaft mit dem Arbeitgeher leben. und 
deren Ehegatte oder deren Kinder einen eigenen Haushalt fUhren, fiir dessen Kosten sie aufzukom-
men haben (Arl. 3 Ahs. I lil. h FLG). und Arheilnehmcnde, die mit ihrem Ehegallen oder 1'nit ihren 
Kindern inllausgemei nschaftmil dem Arheilgeber Iehen (Arl. :l Abs. I lit. b FLG).A nspruch auf eine 
llaushallungszulage. 
47 Siehe Uunclesarnl fllr Sozialversicherung, Familienzulagen in der Landwirtschaft, Erl~uterungen und 
Tabellen (Stand I. Januar 2004), N 24, mit llinweisen auf die Praxis. 
48 Hausballungszulagen wurden früher gemäss aArt. 4 J\bs. I EOG auch an verheiratete Dienstleisten-
ue oder an solChe, die mit ihren Kindern in einem gemeinsnmen Haushalt leben, ausgerichtet. Mit der 
6. EO-Revision, die sei t dem I. Juli I '!99 in Kraft steht, wurden diese jedoch abgeschafft. Aufgrund der 
gewandelten gesellsclwfllichen Verhiillnisse erschien die Abh1ingigkeit der Leistungshöhe vom Zivil-
stand nicht mein gerechtfertigt (Bßl 1998 3423 ff.). Eingefü hrt wurde dafUr ei ne zivilslandsunabh1in-
gige Grundentsch1idigung (J\rt. 4 EOG). die durch Kinderzulagen erg1in7.l wird (Art. 6 EOG). Im 
J\nschluss an diese Umgestaltung wurde in der 4. IV-I{evision auch das Taggeldsystem der Invaliden-
versicherung, das sich stets nm System der EO orientiert hatte, zivilstandsunabhängig ausgestaltet 
(Bßl200l3251 ff.) . 
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Plafonierung der Renten flir Verheiratete vorgesehen (Art. 37 Abs. lbis IVG). Die 
Kürzung entfällt bei Ehepaaren, deren gemeinsamer Haushalt richterlich aufgeho-
ben wurde. Für die Partn"er einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft hingegen gilt 
diese Rentenplafonierung nicht, da es sich bei ihnen zivilrechtlich um zwei <<ledige», 
d.h. alleinstehende, Personen handelt.49 
bb) <<AHV-Scheidung»so 
Immer wieder wird von Fällen berichtet, in denen sich ältere Paare, die in 
bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen leben, trotzfortbestehender Lebensge-
meinschaft scheiden lassen. Auf diese Weise können sie statt der Ehepaarrente, die 
sich gernäss Art. 35 Abs. 1 AHVG auf maximal 150% des Höchstbetrags einer ein-
fachen Altersrente belaufen darf, zwei einfache Altersrenten mit einem höheren 
Rententotal beziehen. Ohne dass es in der Praxis je zu einem entsprechenden Ent-
scheid gekommen wäre, hat die Lehre mehrfach angeregt, diese AI-IV-Scheidungen 
unter dem Aspekt des Rechtsmissbrauchs zu betrachten.51 Zwar könne aus Gründen 
der Rechtssicherheit nicht die Statusfrage (Scheidungsurteil) angezweifelt werden, 
wohl aber der mit ihr angestrebte Sonderzweck der Erlangung eines höheren Ren-
tentotals.SZ 
Für die bisherige Zurückhaltung der Praxis, allfälligen AI-IV-Scheidungen die 
sozia lversicherungsrechtliche Wirkung zu versagen, gibt es plausible Gründe: Einer-
seits handelt es sich beim Vollzug des Sozialversicherungsrechts um Massenverwal-
tung, die in besonderem Mass auf eindeutige Kriterien angewiesen ist. Die Anknüp-
fung an formelle familienrechtliche Tatbestände schafft hier die nötige Rechtssicher-
heit.5.1 Weiter verfügen die Organe der Sozialversicherung nicht über die nötigen 
Ressourcen und Kompetenzen, um in jedem Einzelfall zu prüfen, ob die Scheidung 
tatsächlich gewollt war oder aber nur der Begründung höherer Leistungsansprüche 
diente; ein Einschreiten nur in Fällen, in denen eine entsprechende Anzeige durch 
Dritte erfolgt, würde dagegen die Rechtsgleichheit verletzen. Ausserdem unter-
stand nach altem Scheidungsrecht, das dem Zerrüttungsprinzip folgte, die Schei-
dung nicht der Disposition der Parteien; das Vorliegen eines Scheidungsgrundes 
musste- mindestens nach dem Wortlaut des Gesetzes- vom Gericht geprüft wer-
49 Z.ß. PULVER (Fn. 5), 112. 
50 Zum Ganzen GA.CBTER, Rechtsmissbrauch im öffentlichen Recht. Unter besonderer BerUcksichti-
g.ung des Bundessozialversicherungsrechts, ZUrichlßasei!Genf 2005, 488 f. 
.'il Rr'BEH, Scheidungsrechtund Sozialversicherung (insbesondere AI-IV und IV), S.IZ 19H3, H9, 95; RIE· 
MEH, FS 75 Jahre EVG, 147, 150 f.; KELLER, Die zweckwidrige Verwendung von Rechtsinstituten des 
f'amilienrechts, ZUrich 1986, 116 f., mit Hinweis auf die praktischen Schwierigkeiten des Nachweises 
der wahren Scheidungsabsicht 
52 KELLER (Fn. 51), I 17, mit Hinweis auf BernerKornm/MERZ, Art. 2 ZG 13, N 299. 
.'i:l Vgl. RIF.MEH, FS 75 .Jahre EVG, 147, 150 f. 
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den.54 Dessen Urteil war für die Organe der Sozialversicherung bindend.55 Zwar 
wurde diesbezüglich mit dem neuen Scheidungsrecht ein Systemwechsel vollzogen 
(Möglichkeit der Scheidung auf gemeii1samcs Begehren). doch ändert auch dies 
nichts daran, dass das Scheidungsverfahren mit einem Statusurteil endet, welches 
grundsiitzli ch für die Organe der Sozialversicherung verbindlich ist. 
Die AHV-rcchtliehe Regelung der Rentenbemessung knüpft also an formelle 
fa~nilienrechtlichc Tatbcsliindc an; und damit auch an eine rechtsgültige Scheidung. 
DJese formelle Anknüpfung verunmöglicht es, allein aus Erwägungen zum Zweck 
von Art. 35 Abs. 1 AHVG oder zu den Zwecken des Rechtsinstituts der Eheschei-
dung andere als die gese tzlich vorgesehenen Altcrsle istungen für Alleinstehende 
zu erbringen. Eine solche Entscheidung sprengt den Rahmen der zulässigen Ausle-
gung. Damit würde es sich um Gesetzeskorrekturen handeln, für welche viel stren-
gere Voraussetzungen erfüllt sein müsstcn.56 Angesichts der Tatsache, dass die 
Rechtsordnung das nichteheliche Zusammenleben aus wirtschaftlichen Gründen 
nicht verpönt, dürfte es indessen schwierig sein, eine ausreichende Grundlage für 
eine Gesetzeskorrektur zu finden . 
cc) <<Mitarbeitende Familienglieden> gemiiss Art. 22 Abs. 2 lit. c UYV 
Bis zu einem jiihrlichcn Höchstbetrag von 106 800 Franken gilt in der Unfall-
versicherung der nach der AI-lV-Gesetzgebung massgebende Lohn als versicherter 
Verdienst. Davon können sich in den in Art. 22 Abs. 2 UVV genannten Fällen 
Abweichungen ergeben. So wird laut lit. c dieser Bestimmung für «mitarbeitende 
Familienglieder, Gesellschill'ter, Aktionlire und Genossenschaften> mindestens der 
berufs- und ortsübliche Lohn beriicksichtigt. Der Zweck dieser Regelung besteht 
darin, für diese l'ersonengruppen, die nach den allgemeinen Lebenserfahrungen aus 
Rücksicht auf die wirtschaftliche oder persiin li che Verbundenheit mit dem Betrieb 
keinen vollen bcrufs- oder ortsüblichen Lohn beziehen, dennoch einen angemesse-
nen Versicherungsschutz zu gewiihrlcisten,-17 
In BGE 121 V 125 war der Fall einer Versicherten zu beurteilen, die nach einer 
Tätigkeit als ßiickcrin/Konditorin als Sch~llls!ellerin in die Firma ihrer späteren 
Schwiegermutter eintrat. Noch vor der Heirat wurde sie bei einem Unfall verletzt. 
Die Unfallversicherung setzte das Taggeld auf der Grundlage des verhältnismässig 
geringen Entgelts fest, das die Versicherte von ihrer Arbeitgeberin bezog. Die Versi-
cherte beantragte darauf, es sei ein Taggeld auf der Grundlage der orts- oder bran-
54 Vgl. ßernerKomm/MEHZ, Art. 2 ZGB, N 29lJ. 
55 Siehe z.B. MAtH!EH, Schweizerisches Sozia lvcrsicherungsrechl , Band 1, Allgemeiner Tei l, 2. Aull., 
Bern 1983, 219; nilgemein 1-1ÄFELIN/MüLL.EH, Allgemeines Verwallungsrechl, 4. Aun., Zürich/Basel/ 
. Genf 2002, N 54 ff., 72 Cf. 
56 Dazu GÄCIITEH (Fn. 50), 367 ff., 56:1 ff. 
57 Z.IJ. KoLLER, Zum Begriff der «f'amilie>> im Sozialversicherungsrecht - oder «f)as Hohelied der 
Begriffsharmonie», AJP 1995, 1080, I 082 . 
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ehenüblichen Entlöhnung festzusetzen, da sie als Verlobte als «mitarbeitendes Fami-
lienglied» gelte (Art. 22 Abs. 2 Jit. c UVV). Das EVG entschied jedoch, dass der 
Begriff der «mitarbeitenden Familienglieder», wie er u.a. in Art. 22 Abs. 21it. c. UVV 
verwendet wird, nur die Mitglieder der Familie im familienrechtlichen Sinn umfasse. 
Das Verlöbnis- als quasifamiliäres Rechtsverhältnis- oder das Konkubinat begrün-
deten dagegen keine familienrechtliche ßeziehung.5R 
Bei der Abwägung, ob in diesem Fall der Begriffsharmonie mit dem Familien-
recht oder aber dem wirtschaftlichen Zweck der Norm der Vorrang einzuräumen sei, 
hat sich das EVG für die Begriffsharmonie mit dem Familienrecht entschieden. 
Zwingend war dieser Schluss jedoch keineswegs. 59 
dd) Ergänzungsleistungen 
Die Ergänzungsleistungen sollen Rentnerinnen und Rentnern ein regelmässi-
ges Mindesteinkommen und damit die angemessene60 Deckung des Existenzbedarfs 
sichern."! ßei den Ergänzungsleistungen handelt es sich um Bedarfsleistungen, die 
mit Hilfe von Pauschalen den finanziellen Verhältnissen en tsprechend berechnet 
und ausgerichtet werden.62 Anspruchsberechtigt sind Personen, welche eine der Vor-
aussetzungen nach den Artikeln 2a-2d ELG erfüllen. Grundsätzlich handelt es sich 
um Personen, die Leistungen der AHV/IV beziehen . 
Bei Personen in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft ist grundsätzlich der 
Betrag für den allgemeinen Lebensbedarf ftir Alleinstehende anwendbar,63 d.h., die-
ser (höhere) Betrag wird zu den anrechenbaren Ausgaben gezählt. Wenn jedoch 
mehrere Personen in einer Wohnung oder einem Einfamilienhaus wohnen, ist für 
die Berechnung der jährlichen Ergänzungsleistungen der Mietzins (inkl. Nebenkos-
ten) zu gleichen Teilen auf die einzelnen Personen aufzuteilen. Dies gilt auch für 
Personen, die in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft leben.64 In Sonderfällen, 
z.B. wenn eine Person den grössten Teil der Wohnung für sich in Anspruch nimmt, 
51! BcsUiligl als obiler uiclum in DGE 125 V 221,228 f.; zustimmend auch ScARTAZZINI, raml'ra.ch 2~;;1', 
405,415. 
59 Siehe auch KOLLER, i\JP 1995, 1080, 1082; a .M. wohl SCARTAZZINI, l'Rrnl'ra.ch 2001,405,415. 
60 Angemessen ist ein Leistungsniveau, das mehr umfasst als das blosse Existenzminimum. Mit den 
AI-IV/IV-Renten bzw. den Ergänzungsleistungen soll damit ein Versorgungsniveau ges ichert werden, 
das Uber den Mindeslleistungen gernäss Art. "12 UV liegt. Siehe dazu etwa Sl. Ga llcr 
Kommentar/MADEn, Art.112 DV, N 7. 
6 I Siehe Art. 112 Abs. 2 lil. b i.V.m. Art. 196 Ziff. 10 BV; CARIOIET, Ergänzungsleistungen zur AHV/IV, 
in: Km.LER/M üt.LERIRIIINOW/ZIMMERI.I (llrsg.), Schweizerisches Bundesverwaltungs recht , MEYER-
BI.ASER (Koordination und Verantwortung), So7.iale Sicherheit, Basei/Genf/Mlinchen 19<.JR, N 75; 
LcJCIIER (Fn. LI), 155 f. 
62 LOCIIER (Fn. 11) , I 56. 
63 Bundesamt für Sozialversicherung, Wegleitung Uber die Ergänzungsleis tungen zur AHV und IV 
(WEL), Stand 1. Januar 2005, N 2024. 
64 Art. 16c ELV; WEL (Fn. 63), N 3023; CA RIOlET (Fn . 61), N 112. BGE 127 V 10 ff. 
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kann je nach den Verhältnissen eine andere Aufteilung vorgenommen werden.65 Die 
Mietzinsanteile der Personen, welche nicht in die EL-Berechnung eingeschlossen 
sind, werden ausser Betracht gelassen.66 
Nach Art. 3c Abs. llit. a ELG gelten Erwerbseinkünfte in Geld oder Naturalien 
als anrechenbare Einnahmen.67 Dabei wird auch die Entschädigung fi.ir die Führung 
des gemeinsamen Haushalts in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft als 
erbrachte Unterhaltsleistung des Partners berücksichtigt,68 Ein Entgelt für die Baus-
haltführung wird indes nur dann und insoweit angerechnet, als die Person, mit der 
eine nichteheli che Lebensgemeinschaft geführt wird, wirtschaftlich in der Lage ist, 
eine entsprechende E ntschädigung zu Jeisten.69 
ee) Exkurs: die nichteheliche Lebensgemeinschaft in der Sozialhilfe7o 
In der Sozialhilfe stellt sich die Frage, inwiefern das Erwerbseinkommen eines 
Partners in nichtehelicher Lebensgemeinschaft (gleich einem E hepartner) in die 
Berechnung der Fürsorge leistungen der antragstellenden Person einbezogen wer-
den kann. Dazu gibt es keine einheitliche Praxis der kantonalen Behörden .71 Die 
Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) äussern sich im 
Kapitel F.5 <<Wohn- und Lebensgcmeinschaftem> wie folgt: 72 In einer familienähn-
lichen Gemeinschaft zusammenlebende Personen bilden in der Regel keine Unter-
stützungseinheiL Paare in nichtehelicher Lebensgemeinschaft fallen unter den 
Begriff der << familicnähnlichen Wohn- und Lebensgemeinschaften >> . Solche Gemein-
schaften sind rechtlich nicht zur gegenseitigen Hilfe verpflichtet. Einkommen und 
Vermögen dürfen daher nicht zusammengerechnet werden. Jede unterstützte Person 
hat e in individuelles Unterstützungskonto. Weiter wird festgehalten, dass Paare in 
nichtehelicher Lebensgemeinschaft, bei denen beidc Partner unterstützt werden, 
materiell nicht besser zu stellen sind als ein unterstütztes Ehepaar.73 Leben die Part-
ner in einer stabilen nichtehelichen Lebensgemeinschaft und wird nur eine Person 
unterstützt, so dürfen E inkommen und Vermögen des anderen Partners angemessen 
mitberücksichtigt werden. Dies fol gt aus der Annahme, dass sich die Partner einer 
65 WEL (f'n. 63), N 3032, mit Hin weis auf BGE 105 V 27 1 ff. 
66 W E L (Fn. 63) , N 302:\ . 
67 Dazu gehören z. ß. Erwerbseinkommcn, l{cnten, Vennögcnsertrag und f~mili e nrechlliche Unterhalts-
beiträge. Vgl. LOCIIER (Fn . 11 ), 374. 
68 BGE 127 V 244 . 
69 WEL (Fn . 63), N 2077, mit llinweis auf ZAK 197ll, 554. 
70 Siehe dazu, wenn auch zu den alten Richtlinien, WoLFFERS, Grundriss des Sozialhilferech ts, 2. Aun ., 
Bern/Stuttgart!Wien 1999, l.'i6 ff. 
71 PULVER (Fn. 5), 113. 
72 Vgl. Richtlinien fllr die i\usges tallung und Bemessung der Sozi~lhilfc der Schweizerischen Konferenz 
fUr Sozialhilfe (SKüS-Richtlinien) , Kapitel F.S.I, www.skos.ch/deutsch/pdf/RLJRingbuch_deutsch.pdf. 
73 SKüS-Richtlinien, r.S.I. 
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stabilen nichtehelichen Lebensgemeinschaft dennoch unterstützen.74 Eine stabile 
nichteheliche Lebensgemeinschaft wird nach einer Dauer von fünf Jahren ange-
nommen oder wenn die ·Partner mit einem gemeinsamen Kind zusammenleben.75 
Insbesondere für den · Fall einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft mit einem 
gemeinsamen Kind ist es für den Bereich der Sozialhilfe zulässig, von stabilen V~r­
hältnissen auszugehen, auch ohne Vorliegen einer langjährigen Lebensgemem-
schaft.76 
c) Leistungsbeendigung durch nichteheliche Lebensgemeinschaft 
( «Rentenkonkubinat» )?77 
Bedeutend häufiger als die vorne behandelten «AHV-Scheidungen»78 dürften 
so genannte «Rentenkonkubinate» sein. Darunter werden eheähnliche Gemein-
schaften von Paaren verstanden, die allein deshalb nicht heiraten, um die sozialver-
sicherungsrechtlichen Hinterlassenenleistungen zu Gunsten eines oder beider Part-
ner nicht zu verlieren. So erlischt oder ruht mit der Wiederverheiratung der 
Anspruch auf die Witwen- und Witwerrente der AHV79, der obligatorischen beruf-
lichen Vorsorge,so der Unfallversicherung81 und der Militärversicherung.S2 
Zu Recht ist die sozialversicherungsrechtliche Praxis noch nie gegen Renten-
konkubinate vorgegangen. Der grössere Teil der Lehre erblickt in dieser «zweck-
widrigen Nichtverwendung»83 des Instituts der Ehe denn auch keine unzulässige 
Verhaltensweise.S4 Vereinzelt wird jedoch die Unebenheit zwischen sozialversiche-
74 Die Anrechnung von im Rahmen einer solchen nichtehelichen Lebensgemeinschaft erbrachten frei-
willigen Leistungen Dritter ist nicht willkürlich. Vgl. SKüS-Richtlinien, G.3.1, mit Hinweis auf das 
Urteil vom 24. i\ugust 1998 (nicht publiziert) . 
75 SKüS-Richtlinien, F.5.1. 
76 Vgl. Urteile des Bundesgerichts vom 12. Januar 2004 (2P.218/2003, 2P.242/2003). Bei (noch) nicht sta-
bilen nichtehelichen Lebensgemeinschaften kann mit der Entschädigung für die I laushalt[Uhrung ein 
gewisser i\usgleich geschaffen werden, siehe' Urteil des Bundesgerichts vom 26. f<ebruar 2004 
(2P.48/2004). 
77 Zum Gan7.en Gi\CIITEII (Fn . 50), 489 ff. 
7R Vorne, Ziff. II. 2. b/bh. 
79 Art. 23 Abs. 4 AHVG; er lebt allerdings wieder auf, wenn die neue Ehe nach weniger als zehnjähriger 
Dauer geschieden oder für ungültig erklärt wird (Art. 46 i\bs. 3 AHVV). 
HO i\rt. 22 Ahs. 2 BVG. 
BI i\rt. 29 Abs. 6 UVG; Wiederaufleben des Anspruchs, wenn die Ehe nach weniger als zehn Jahren 
geschieden oder ungültig erklärt wird (Art. 33 UVG). . . .. 
82 Art. 52 Abs. 2 MVG; nach dieser Bestimmung «ruht >> der Rentenanspruch aber ledtghch wahrend der 
Dauer der neuen Ehe. Der Auskauf der Anwartschaft ist nicht mehr vorgesehen; siehe ScttLAURr, Die 
Mililiirvcrsicherung, in : Kot.t.EtliMOt.t.EttiRtttNnw/ZtMMEI\LI (Hrsg.) Schweizerisches Bundesverwal-
tungsrecht, MEVER-BLASER (Koordination und Verantwortung), Soziale Sicherheit, Basel/Genf/Mün-
chen 1991\, N 200. 
H3 KELLER (Fn. 51), 99. 
84 z.ll LoCHER (f'n . 11), 332; MAUI\ER, Schweizerisches Sozialv.e rsicherungsrecht, Band II, Besonderer 
Teil, 2. i\un ., Bern 1981, 91; DEHS., Bundessozialversicherungsrecht, 2. Aun., Basel/Frankfurt a.M. 
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rungsrechtlichen und ~cheidungsrechtlichen Rentenkonkubinaten gerügtß5 Für 
letztere hat das Bundesgericht zur Gellungszeit des alten Scheidungsrechts eine dif-
ferenzierte Rechtsprechung entwickelt: Eine nichteheliche Lebensgemeinschaft der 
unterhaltsberechtigten Person führte zur Aufhebung des Unterhaltsbeitrags, wenn 
anzunehmen war, dass der neue Partner der berechtigten Person Deistand und 
Unterstützung leistete, wie es Art. 159 Abs. 3 ZGB von einem Ehegatten verlangt, 
und das Festhalten an der Re nte deshalb rechtsmissbräuchlich erschien.S6 Das 
Bundesgericht formulierte für diese Fälle die (widerlegbare) Vermutung,s7 dass dies 
bei einer im Zeitpunkt der Abänderungsklage fünf Jahre dauernden nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft der Fall war. Begründet wurde diese Rechtsprechung mit einer 
analogen Anwendung von Art. 153 aZGB.RR Angesichts der in Art. 129 Abs. 1 ZGB 
vorgesehenen Lösung, bei erheblicher und dauernder Veränderung der Verhältnisse 
eine Scheidungsrente herabsetzen, aufheben oder für eine bestimmte Zeit einstellen 
zu können, hat die bisherige Rechtsprechung jedoch ihre Geltung zu einem gewis-
sen Teil eingebüsst.H9 Das Bestehen einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft dürf-
te aber dennoch im Rahmen von Art. 129 Abs. 1 ZGB Berücksichtigung finden.90 
Qiese neue Bestimmung äussert sich zwar nicht explizit zur Auswirkung der nicht-
ehelichen Lebensgemeinschaft auf den nachehelichet1 Unterhaltsanspruch, sie 
schafft aber mit ihren Differenzierungsmöglichkeiten einen grösseren Ermessens-
und Gestaltungsspielraum für die rechtsanwendenden Behörden. 
Von der Gleichbehandlung der Rentenkonkubinatsfälle im Familien- und im 
Sozialversicherungsrecht ist jedoch abzusehen, da die Ungleichbehandlung der bei -
den Konstellationen- entgegen den angeführten Lehrmeinungen9t - durchaus sach-
lich begründbar ist. Wiihrend bei der Zusprechung und der Bemessung nachehe-
licher Unterhaltsleistungen zahlreiche Faktoren des Einzelfalls zu berücksichtiget\ 
sind (vgl. Art. 125 ZGD), hiingt die Ausrichtung von Hinterlassenenleistungen der 
1994, 93; PuLVER (Fn. 5), 112; RIEMER, FS 75 Jahre EVG, 147, 150 f.; DERS., f<arnilienrechtliche Bezie-
hungen als Leistungsvoraussetzungen gernäss AHVGIIVG, BVG-Ohligatoriurnund freiwilliger beruf-
licher Vorsorge, FS Il egnauer, Bern 19H6, 413, 41 H, 424 f. 
85 Siehe etwa MAttON, Prc tentions abusives en rnatiere d'assurance, Schweizerische Versicherungszeit-
schrift 1994, 305, 316, mit II in weis; sinngernäss wohl auch KELLER (Fn. SI), 99 ff. 
86 Z.B. BGE 118 II 235,237 f.; vgl. REY. Rechtsmissbrauch und Richte rrecht, SJZ 19H4, I, 4 ff. 
87 Welche damit 7.U e iner ll cwc islastumkc hr [ithrte; BGE 114 II 29S ff. 
88 Z.Il BGE 114 II 295 ff.; vgl. zur bisherigen Rechtsprechung Sunr:.R/FHEIIllJROIIAliS. Kommentar wrn 
neuen Schcidungsredtt, ZUrich I 999, i\rl. 129 ZG B, N 24. 
89 Siehe e twa SUTrEHif'REIIlURUtri\lJS (f'n. 88), Art. 129 ZGB, N 28; I.!Oc ttLERiSTEOMANN, FamPra.ch 2004, 
229,239, 246; anders HAliSIIEEtt/GF.tsr.R/Konm ., Das Eherecht des Schwei?.erischen Zivilgesetzbuches, 
2. i\ull., Bcrn 2002, N I 0. 111, I 0.1 2 1. 
90 Vgl. Urteil des Bundesgerichts vom 12. März 2002 (5C.296/2001 ), E. 3h. Unter welchen Vorausset-
zungen diese Tatsache nach neuem Scheidungsrecht Berllcksichtigung findet, ist nach Lehre und 
Rechtsprechung (noch) nicht eindeutig geklärt. Vgl. zum Meinungsspektrum BücttLERISTEGMi\NN, 
Farnl'ra.ch 2004,229,232 ff. 
91 Siehe f'n. R'i. 
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Sozialversicherung einzig vom Eintritt des versicherten Ereignisses und der Erfill-
lung der Anspruchsvoraussetzungen ab. Die Grundlagen der Rentenbemessung sind 
zudem gesetzlich determiniert. Es wird mit anderen Worten eine bedarfsunab-
hängige, auf typische Fälle zugeschnittene und weitgehend im Voraus festgelegte Leis-
tung ausgerichtet.n Die tatsächlichen materiellen Verhältnisse einer anspruchsbe-
rechtigten Person ändern daran nichts.93 Die Konstruktion einer Parallele zu den 
Rentenkonkubinaten des Scheidungsrechts würde damit dem sozialversicherungs-
rechtlichen System der typisierten, an klaren Voraussetzungen anknüpfenden Le~s­
tungen zuwiderlaufen. Mit der bisherigen Praxis und der überwiegenden Lehre tst 
damit weiterhin von der Unbeachtlichkeit des Rentenkonkubinats für die Ausrich-
tung von Hinterlassenenleistungen auszugehen. 
3. Zusammenfassung 
;, 
Die nichteheliche Lebensgemeinschaft wird - mit Ausnahme der möglichen 
Begünstigung des Lebenspartners im Rahmen der beruflichen Vorsorge- sowohl im 
Unterstellungs- wie auch im Beitrags- und Leistungsbereich weitgehend nicht 
beachtet;94 dies obwohl das EVG vor einigen Jahren offen eingestanden hat, dass die 
nichtehelichen Lebensgemeinschaften eine immer grössere Verbreitung finden. 95 
Im Gegensatz zum nichterwerbstätigen haushaltführenden Ehegatten gelten 
die AHV-, IV- und EO-Beiträge des haushaltführenden Partners nicht als bezahlt, 
wenn der andere Partner mindestens das doppelte des Mindestbeitrages bezahlt hat 
,(Art. 3 Abs. 3 AHVG). Dafür sind unverheiratete Paare etwas freier in der Ausge-
staltung ihrer Rechtsbeziehungen. Wie die jüngste Rechtsprechung des EVG klar-
gestellt hat, kann in der nichtehelichen Lebensgemeinschaft die Haushaltführung 
auch arbeitsvertraglich ausgestaltet werden, so dass der haushaltführende Partner 
als Arbeitnehmer sozialversicherungsrechtlich besser geschützt ist. 
Ein Vorteil der nichtehelichen Lcb~nsgemeinschaft besteht darin, dass die Ren-
ten der Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft nicht wie bei Ehepaaren 
bei 150% des Höchstbetrags einer einfachen Rente plafoniert werden (Art. 35 Abs.l 
AHVG). Diesem Vorteil steht jedoch der gewichtige Nachteil gegenüber, dass selbst 
langjährige Lebenspartner grundsätzlich keinen Anspruch auf eine Hinterlassenen-
rente haben. Eine erste Annäherung an den Status eines hinterlassenen Ehepartners 
erfolgte mit Art. 20a BVG, nach welchem auch dem Lebenspartner ein Anspruch 
auf eine Hinterlassenenrente zustehen kann. Mit dem In-Kraft-Treten des Partner-
92 Vgl. zum Charakter von Sozialversicherungsleistungen LocH ER (T'n. II ), 58; RuMo-JuNoo, I laftpnicht 
und Sozialversicherung, Fribourg 1998, N 158 ff. 
93. Diese sind allenfalls bei der Ausrichtung von Ergänzungsleistungen gernäss ELG zu berücksichtigen. 
94 Siehe auch AUGSßURGER-ßUCHELI (Fn. 7), 170 f.; LOCHINGF.R, Begriff und Bedeutung der Familie im 
schweizerischen Recht, ZUrich 1987, 213; PULVER (Fn. 5), 107 f. 
9.'i Z.ß. ßGE 12.'i V 205,214 f.; siehe bereits DGE 110 Ia 7, 19. 
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Schaftsgesetzes werden die registrierten gleichgeschlechtlichen Partner so-
zialversicherungsrechtlich zudem den Witwern gleichgestellt. 
Günstiger gestellt als die Ehe ist die nichteheliche Lebensgemeinschaft inso-
fern, als durch ihre Begründung sozialversicherungsrechtliche Hinterbliebenenren-
te~l nicht aufgehoben werden; dies im Gegensatz zur Wiederverheiratung, die eine 
Hmterlassencnrente aufhebt oder sistiert. 
Die Nichtbeachtung der nichtehelichen Lebensgemeinschaft ist im Sozialversi-
cherungsrecht konsequent durchgeführt. Die sozialversicherungsrechtlichen Vortei-
le der nichtehelichen Lebensgemeinschaft - die nach wie vor auch fiskalischer Art 
sind- vcrmögen.indes.dic ~en~chteiligung gegenüber der Ehe nicht aufzuwiegen. 
. Vor allem erschemt es un Hmbltck auf die gewandelten gesellschaftlichen Werte als 
störend, dass ein Paar die Ehe eingehen muss, um in den Genuss der sozialversiche-
rungsrechtlichen Vorteile zu kommen. Für ein Paar, das die mit den aus der Institu-
tion Ehe abgeleiteten Moral- und Wertvorstellungen nicht teilt, steht kein alternati-
ves Rechtsinstitut zur Verfügung.% 
III.Ji'amilicnrccht und Sozialversicherungsrecht 
1. Zwingende Orientierung am Pmnilienrecht? 
a) Rechtsanwendung 
?as Bestreben der Praxis, im Rahmen der Rechtsanwendung zwischen dem 
Famtl~enrecht und dern Sozialversicherungsrecht grösstmögliche Übereinstimmung 
herbeizuführen, hat einige gewichtige Argumente für sich.97 Zu nennen sind neben 
der Rechtssicherheit die Einheit der Rechtsordnung sowie die Praktikabilität in der 
Massenverwaltung. Im Interesse der Einheit der Rechtsordnung und der Praktika-
bilität darf denn auch von der Vermutung ausgegangen werden, dass die familienbe-
zogenen Begriffe des Sozialversicherungsrechts grundsätzlich im Sinn des Familien-
re~hts auszul~gen sind. 98 Soweit eine solche Anknüpfung dem gesetzgeberischcn 
Wtllen entspncht, ergeben sich daraus keine weiteren Probleme. Das Streben nach 
~cgriffs.harmonic ~wischen dem Zivilrecht und dem Sozialversicherungsrecht darf 
mdes mcht so wett gehen, dass die allenfalls unterschiedlichen Zwecksetzungen 
96 Sieh~ dazu auch d~e ßc~r!lr~dung der bereits erw1ihnten Motion Wehrli (Frr. 6). Freilich lilsst sich nrgu-
mcntrercn, dass nrrt der Zrvrlelre und der offenen Aufgabenteilung des neuen Eirerechts keine solchen 
Vorstellungen verbunden sind, vgl. HEGNAOEniHnl.'.rrscirMrn (l'n. 6), N 2.2o; gleichwohl htilt der Sym-
bolgehalt der Eire nach wie vor viele Paare davon ab, die Ehe einzugehen. 
97 Z.B. Kou.En, AJP 1995, I 080, 1082. 
98 Ygl. RI EMER, FS 75 Jahre EVG, 147, 160. 
.. 
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gleich oder ähnlich lautender Begriffe aus unterschiedlichen Rechtsgebieten einge-
ebnet werden.« Wertungswidersprüche lassen sich nicht zwangsläufig dadurch besei-
tigen, dass Begriffe in verschiedenen Normen zweier in Frage stehender Rechtsge-
biete identisch ausgelegt werden.»99 Ob mit anderen Worten einer familienbezogenen 
Ausdrucksweise im Sozialversicherungsrecht der familienrechtliche oder aher ein 
eigenständiger Sinn beizumessen ist, ergibt sich in jedem Einzelfall durch Ausle-
gung.too Der Harmonisierungsgedanke zwischen Zivil- und Sozialversicherungsrecht 
darf nicht dazu führen, dass über den gesetzgeberischen Willen hinweggegangen 
wird. tOt Es wäre sachlich nicht haltbar, dem Familienrecht einen «Primat über ande-
re Teilrechtsbereiche zu verschaffen und diese so zu blassen Annexrechten des Zivil-
rechts erklären zu wollen» .toz 
b) Rechtsetzung 
Während einiger Jahrzehnte widerspiegelte das Familienrecht die faktisch 
gelebten Paarbeziehungen recht gut. Nichteheliche Lebensgemeinschaften im Sinn 
eines Zusammenlebens waren noch bis über die Mitte des 20. Jahrhunderts hinaus 
in zahlreichen Kantonen verboten.t03 Die weitgehende Abstimmung der Sozialver-
sicherungsgesetzgebung auf das Familienrecht drängte sich damit geradezu auf. Seit-
her haben sich aber die Wertvorstellungen und die gesellschaftlichen Verhältnisse 
gewandelt. Die Ehe ist nicht mehr die einzige mögliche Form des Zusammenlebens 
eines Paars. Die Revisionen des Kindesrechts sowie des Eherechts haben zudem das 
geschlossene Familienbild, das bis dahin das Familienrecht beherrschte, entschei-
dend aufgebrochen. Es rechtfertigt sich trotz der gewandelten Verhältnisse zwar 
nach wie vor, das Sozialversicherungsrecht nach dem Familienrecht auszurichten, da 
diesem ja die Aufgabe zukommt, die finanziellen Folgen sozialer Risiken abzude-
cken. Zu diesen zählt im hier vor allem interessierenden Bereich das Risiko des 
Todes, der Krankheit, der Arbeitsunfähigkeit, der Arbeitslosigkeit oder der Invali-
dität einer nach Familienrecht zu Unterhalts- oder Unterstützungsleistungen ver-
pflichteten Person. Für eine grosse Zahl von Fällen besteht auf diese Weise ein ange-
messener sozialversicherungsrechtlicher Schutz. Mit Ausrtahme der in Art. 20a 
Abs. 1 lit. a BVG geschaffenen Möglichkeit, reglementarisch Leistungen zu Gunsten 
des hinterlassenen Lebenspartners vorzusehen, wird hingegen den zahlreichen 
Konstellationen, in denen sich Partnerinnen und Partner in einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft Unterstützung zukommen lassen, sozialversicherungsrechtlich 
keine Rechnung getragen. Es mag in der Rechtsanwendung in manchen Fällen rich-
99 KoLI.EH,AJP 19<)5, 1080,1082. 
100 GAntTER (Fn. 50), 464; Kou.ER, AJP 1995, 1080, 1081 f. 
101 Olinrnm, Zur Zukunft der harmonisierenden Auslegung im Sozinlversicherungsrecht, SZS 2002,522, 
536 rr. 
I 02 Koi.I.E R, AJP 1995, 1080, 1082. 
103 Z.B. I'IILVER (l'n. 5), 9 f. 
862 
FamPra.ch 4/2005 Nichteheliche Lebensgemeinschaften im Sozialversicherungsrecht 
tig sein, aus Gründen der Begriffsharmonie und der Rechtssicherheit an den fami -
lienrechtlichen Begriffen anzuknüpfen. Angesichts der gewandelten gesellschaft-
lichen Verbilltnisse gibt es jedoch wenig Anlass, in der sozialversicherungsrecht-
lichen Rechtsetzung nur die familienrechtlichen Beziehungen und damit allein die 
Ehe als Anknüpfungspunkt zu wiihlen,ICH 
2. Unterschiedliche Zwecke der Systeme 
Das Familienrecht regelt in erster Linie die Rechtsbeziehungen zwischen den 
einzelnen Familienmitgliedern. Gleichzeitig legt es aber auch den familiären Status 
einer Person fest, d.h., das Familienrecht bestimmt selbst, wer in welcher Weise mit 
einer anderen Person in einer familienrechtlich relevanten Beziehung steht und wel-
che Rechte und Pflichten dieses Rechtsverhältnis umfasst. Grob gesagt dient das 
Familienrecht dem Schutz des Schwächeren oder Schutzbedürftigen (Schutz des 
Kindeswohls, güterrechtliche Bestimmungen, Nebenfolgen der Scheidung usw.). 
Zudem soll es durch verbindliche Entscheidungsregelungen in familiären Beziehun-
gen dem Rechtsfrieden nützen.H15 Das Familienrecht hat also zum Zweck, einen 
rechtlich verbindlichen und klaren Rahmen für nahe menschliche Beziehungen zu 
schaffen und innerhalb dieses Rahmens die Rechte und Pflichten so zuzuweisen 
dass sie- in Übereinstimmung mit den vorherrschenden gesellschaftlichen Wertun~ 
gen- hinreichenden Schutz gewährleisten. 
Demgegenüber will das Sozialversicherungsrecht die ganze Bevölkerung oder 
genau zu bestimmende grüsscre Teile davon gegen die wirtschaftlichen Folgen 
sozialer Risiken absichern. Die «klassischen » sozialen Risiken bilden Krankheit. 
Mutterschaft, Alter, Arbeitsunfälle, Berufskrankheiten, Familienlasten, Invalidität, 
Hinterlassensein sowie Arbeitslosigkeit .106 Den Versicherten wird beim Eintritt 
eines solchen Risikos ein in der Rege l pauschaler Schadensausgleich gewährt, der 
sich nach den normativen Vorgaben des jeweiligen Versicherungszweigs bemisst. 
Das Sozialversicherungsrecht dient mit anderen Worten dem Ausgleich von Schä-
den oder der Tragung von Lasten, die durch den Eintritt sozialer Risiken hervor-
gerufen werden. Tritt ein soziales Risiko ein, so hat dies Auswirkungen auf die 
betroffene Person sowie auf die mit dieser verbundenen Personen. Soweit durch 
den Eintritt eines solchen Ereignisses Pflichten, die aus dem Familienrecht flies-
sen, nicht mehr oder nicht mehr umfassend wahrgenommen werden können, ver-
suchen die Sozialversicherungen, mit pauschalierten Leislungen einen angemesse-
104 Siehe zum verfassungsrechtlichen Rnhmen nachfolgend ZifL 111. 3. 
105 Z.B. 1-IAUSIIEF.m/GmsER/KonEL (Fn. 89), N 01.21 ff. ; mit einem Ausblick nuf eine angepasste Verwirk-
lichung dieser Zwecke BüCHI.ER (rn. 5), 48 ff. 
106 Siehe etwn MEYEI!-ßLASER, Allgerneine Einfilhrung/Üoersicht, in : KotLE!!/MüLt.ERIRI-IINOW/ZtMMER-
1.1 (1-Irsg.), Schweizerisches Bundcsverwnltungsrccht, MEYER-llLASP.H (Koordination und Verantwor-
tung), Soziale Sicherheit, llnsci/Genf/Milnchen 1998, N 14. 
01'::1 
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nen Ausgleich zu schaffen. Die Anknüpfung bildet damit zwar häufig das Fami-
lienrecht, das Ziel dagegen der wirtschaftliche Ausgleich. Unverheiratete Paare 
bilden meist auch wirtschaftliche Gemeinschaften, die sich gegenseitig Unterstüt-
zung gewähren. Aufgrund der sozialversicherungsrechtlichen Zwecksetzung wäre 
damit auch hier ein Ausgleich wünschbar. Das Fehlen eines typisierten Anknüp-
fungspunktes, d.h. einer gesetzlich geregelten Gemeinschaft mit Rechten und 
Pflichten, macht die Verwirklichung eines Ausgleichs indes schwierig. Da die Rech-
te und Pflichten in nichtehelichen Lebensgemeinschaften zudem auf privatauto-
nomer Vereinbarung beruhen, können auch nicht alle gleich behandelt werden. 
Gleichwohl erscheint es gerechtfertigt, bestimmte Arten nichtehelicher Lebensge-
meinschaften, die gewisse Mindestvoraussetzungen erfüllen (siehe z.ß. die qualifi-
zierte Umschreibung in Art. 20 Abs.llit. a BVG), gleich zu behandeln wie die Ehe, 
da die wirtschaftlichen Folgen eines sozialen Risikos nicht weniger einschneidend 
sind. 
Familienrecht und Sozialversicherungsrecht dienen unterschiedlichen Zwe-
cken. Dem Sozialversicherungsrecht kommt bei bestehenden familienrechtlichen 
Pflichten zwar insofern eine dienende Funktion zu, als es für den wirtschaftlichen 
Ausgleich zu sorgen hat, wenn die familienrechtlichen Pflichten aufgrund der Ver-
wirklichung eines sozialen Risikos nicht mehr (z.B. Tod des Ehepartners oder eines 
unterhaltspflichtigen Elternteils) oder nur noch ungenügend (z.B. Unfall eines 
Familienvaters, der bislang das Familieneinkommen zur Hauptsache erzielt hat) 
erfUIIt werden können. Es ist aufgrund seiner auf wirtschaftlichen Ausgleich gerich-
teten Zwecksetzung aber nicht auf diese dienende Funktion beschränkt. Ein legiti-
mes Interesse an wirtschaftlichem Ausgleich kann auch ausserhalb familienrecht-
licher Pflichten bestehen. 107 So ist denn etwa auch im Haftpflichtrecht anerkannt, 
dass ein Versorgerschaden im Sinn von Art. 45 Abs. 3 OR auch durch den Tod eines 
nichtehelichen Lebenspartners begründet werden kann. 108 Es wird die Aufgabe von 
Wissenschaft, Praxis und Politik sein, adäquate Kriterien zu formulieren, welche 
auch ausserhalb familienrechtlicher Pflichten einen sozialversicherungsrechtlichen 
Ausgleich gewähren. 
3. Verfassungsrechtlicher Rahmen 
Die unterschiedliche Behandlung von ehelichen und nichtehelichen Gemein-
schaften im Sozialversicherungsrecht steht verfassungsrechtlich in einem Span-
nungsfeld: Einerseits ist zu beachten, dass keine der beiden Lebensformen durch die 
Ausgestaltung des Systems diskriminiert werden darf, anderseits stellt sich die Fra-
107 Eine solche· Tendenz erkennt etwa Wermo, Concubinage, mariage et demariage, Bern 2000, N 123, 
mit weiteren Hinweisen. 
JOR IJGE 114 II 144, 147 ff.; PULVER (Fn . 5), 97; Tuor\/ScHNYDER/ScHMJO/RuMo-JuNoo (Fn. 15), 170. 
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ge, ob sich Angleichungen zu Gunsten nichtehelicher Lebensgemeinschaften mit 
dem verfassungsrechtlichen Schutz von Ehe und Familie vereinbaren lassen.I09 
Art. 8 Abs. 2 BV bestimmt, dass niemand wegen seiner Lebensform diskrimi-
niert werden darf. Bei der Schaffung dieses Tatbestands drehte sich die Diskussion 
in erster Linie um die Nichtdiskriminierung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften. 
Es war jedoch stets unbestritten, dass auch nichteheliche Lebensgemeinschaften 
gegengeschlechtlicher Paare zu den geschlitzten Lebensformen zählen.tiO Benach-
teiligungen nichtehelicher Lebensgemeinschaften sind daher nicht in erster Linie 
nach dem allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 8 Abs.l BV), sondern aufgrunddes Dis-
kriminierungsverbots zu bcurteilen. 111 Die Vermutung, dass Ungleichbehandlungen 
nichtehelicher Lebensgemeinschaften diskriminierend sind, ist jedoch weniger stark 
als bei anderen Diskriminierungstatbeständen (z.ß. Anknilpfung an die Rasse). 
Haltbare Gründe für eine Ungleichbehandlung sind durchaus denkbar, doch müssen 
diese qualifizierten Anforderungen geni1gen.ll2 
Art. 14 BV gewährleistet das Recht auf Ehe und Familie.IIJ Diese Bestimmung 
enthält nach der vorherrschenden Ansicht auch eine Institutsgarantie.114 Kontrovers 
diskutiert wird jedoch, welches der Inhalt dieser Garantie sein soll und inwiefern die 
Ehe gegenüber anderen Formen des Zusammenlebens zu privilegieren ist.115 Unbe-
stritten ist dabei, dass die Ehe gegenüber den nichtehelichen Lebensgemeinschaften 
nicht benachteiligt werden clarf. 116 Ob aber ihre Privilegierung gegenüber nichtehe-
109 Vgl. etwa IIANOAHTNEI\, Verfassungsrechtliche Grundlagen einer registrierten Partnerschaft filr 
gleichgcschlechllichc Paare, Al I' 200 I, 252, 256. Siehe nuch IIAII~IIEEil, Die l'nmilie im Wechselspiel 
von Gesellschaftsentwicklung und Recht, ZllJV 2003, 58.'i, 6:10 ff. 
110 AUilEilTIMAHON, Petit commentaire de Ia Conslitution Federale de Ia Confederalion suisse, 
ZUrich/Basei/Genf 2003, Art. R BV, N 161it. e; IIANOARTNEit, AJP 20(ll, 252, 253; PULVER, L'interdic-
tion de Ia discrimination. 13asel 2003, N 349, 352; St. Gnller Kommentar/Sc:IIWEIZER. Art. 8 BV. N 75; 
WALDMANN, Das Diskriminierungsverbot von Arl. R Abs. 2 UV als besonderer Gleichheitssatz, ßern 
2003,635. 
111 WALDMANN (l'n. 110), 635, mit llinweis auf BGE 125 V 221 . 226 ff., wo nur der relative Gleichheits-
satz zur Anwendung gebracht wurde. 
112 PULVER (l'n. 110), 352; DERS. (Fn. 94). 28. Siehe auch MOLLEH, Grundrechte in der Schweiz, 3. Aun., 
Bern 1999, 430 ff.; WEAER-DüRLER, Rechtsgleichheit, in: TllüRF.R/AunERT/MüLLER (Hrsg.), Verfas-
sungsrecht der Schweiz, ZUrich 2001. § 41 N 26. Vgl. auch die Ausrohrungen in der Botschaft zum 
. Parlnerschaftsgesetz, BBI 2002 12RH. 1305. 
113 Siehe auch Art. 12 EMRK und Art. 23 Abs. 2 UNO-Pakt II. 
114 Z .B. St. Galler Kommentar/REUSSER,Art. 14 RV, N 16 ff.; siehe auch die Botschaft zur neuen Bundes-
verfassung (BBI I 997 l , 154) sowie die Botschaft zurn Partnerschaftsgesetz (ßBI 2002 1288, 1303). 
AlJBERTIMAIION (Fn . 110), Art. 14 BV, N 7 (rnit leichter Skepsis); PuLVER (Fn. 5), 31 (sehr skeptisch, 
mit weiteren Hinweisen); SCIIODER, Die Bedeutung des Grundrechts auf Ehe fllr das Ehe- und Fami-
lienrecht, AJP 2002, 12!!7, 1293 (sehr skeptisch, mit weiteren Hinweisen). 
115 Siehe Sci!ODER, AJP 2002, 12!!7, 1293 ff. 
116 Grundlegend BGE 110 Ia 7, 20,25 f. (Hegetschweiler). BGE 125 V 221,226 ff.; siehe auch WALDMANN 
(Fn. 110), 663 ff. 
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Iichen Lebensgemeinschaften geradezu geboten ist, wird unterschiedlich einge-
schätzt.ll7 Eine vermittelnde und nach unserer Einschätzung zutreffende Meinung 
geht davon aus, der Institutsgarantie liege historisch die Vorstellung zu Grunde, dass 
die staatlich geordnete eheliche Gemeinschaft von Mann und Frau die optimale 
Grundlage für heranwachsende Nachkommen und deren rechtlichen Schutz biete. 
Dies rechtfertige die bevorzugte Behandlung von Verheirateten gegenüber Nicht-
verheirateten in verschiedenen Belangen, und zwar als schematisierende Regelung 
auch zu Gunsten von Ehepaaren, die gar keine Kinder haben können oder haben 
wollen. Die Begünstigung Verheirateter müsse jedoch einen Bezug zur familienpoli-
tischen Konzeption der Ehe haben und dilrfe nicht unverhiiltnismässig sein. Der 
blosse Hinweis auf die Ehe greife mithin zu kurz. IIR 
Die Praxis wird somit künftig zu beachten haben, dass die ungleiche Behand-
lung nichtehelicher Lebensgemeinschaften im Sozialversicherungsrecht nicht ein-
fach durch den RUckgriff auf eine familienrechtskonforme Auslegung der sozialver-
sicherungsrechtlichen Begriffe gelöst werden darf, sondern den quaiifizierten 
Begrilndungsanforderungen gernäss Art. 8 Abs. 2 BV genügen muss.lt9 Dasselbe gilt 
auch für die Rechtsetzung in der Sozialversicherung, die nicht wie bisher aus-
schliesslich und ohne qualifizierte sachliche Gründe am Familienrecht des Zivilge-
setzbuchs orientiert sein darf.t2o Zu beachten ist in diesem Zusammenhang auch, 
dass der in den Sozialzielen der Bundesverfassung enthaltene Auftrag, ramilien als 
Gemeinschaften von Erwachsenen und Kindern zu schlitzen und zu fördern (Art. 41 
Abs. 1 lit. c BV), nicht am traditionellen Familienbild des Zivilrechts anknüpft, son-
dern auch andere Lebensgemeinschaften umfasst. 121 Ebenso ist der in Art. 116 
Abs. 1 BV an den Bund gerichtete Auftrag, bei der Erfilllung der Aufgaben die 
Bedürfnisse der Familie zu beachten, nicht nur am zivilrechtliehen Familienbegriff 
orientiert.t22 Dies verstärkt die Pflicht des Gesetzgebers, vermehrt auf die Bedilrf-
nisse nichtehelicher Lebensgemeinschaften RUcksicht zu nehmeh. 
Das Spannungsfeld zwischen dem Diskriminierungsverbot und dem Schutz der 
Ehe ist - wie auch im Steuerrecht- nicht ohne politischen Diskurs aufzulösen. Die 
Verfassung kann hier lediglich einige Vorgaben formulieren . Konkret bedeutet dies 
117 Klar für eine Privilegierung der EheSt. Galler Kommentar/REUSSER, Art. 14 13V, N 20 sowie IJundes-
amt fUr Justiz, Die rechtliche Situation gleichgeschlechtlicher Paare im schweizerischen Recht, Juni 
1999 (Vernehmlassungsvorlage), 63; ablehnend SCHODER, AJP 2002, 1287, 1293 ff., 1296. Differenziert 
HANOARTNER, AJP 2001,252,254 ff. 
118 1-f~NOARTNER, AJP 2001,252,256, mit Hinweisen. 
119 WALDMANN (Fn. 110), 635 f., Fn. 276. 
120 ßereits vor Ober 20 Jahren bemerkte das Bundesgericht im Zusammenhang mit der steuerrechtliehen 
Behandlung von Ehepaaren und nichtehelichen Paaren, dass bei der heutigen Verbreitung nichtche-
lichcr Lehensgemeinsc11aflen der Gesetzgeber dem Vergleich von Ehepaaren und nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften nicht mehr ausweichen dUrfe (IJGE 110 Ia 7, 19). 
121 Siehe St. Galler Kommentar/B!GLER-EGOEN DEROER, Art. 41 BV, N 47. 
122 AliDERT/MAHON (Fn . 110), Art. 116, N 8; St. Galler Kommentar/MADER,Art. 116 BV, N 4. 
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für die Ausgestaltung des Sozialversicherungsrechts, dass im Interesse des Schutzes 
des Instituts der Ehe gewisse Besserstellungen von Ehepaaren gerechtfertigt werden 
können, wenn der Schutz des gesetzlich zu dermierenden Instituts der Ehe dies erfor-
dert. Je ähnlicher sich die Verhältnisse zwischen ehelichen und nichtehelichen 
Gemeinschaften jedoch sind- z.ß. bei Hinterlassenen Ieistungen, die an das Vorhan-
densein gemeinsamer Kinder anknüpfen 12L, desto weniger ist die Besserstellung der 
Ehepaare gerechtfertigt. Zudem wird sich in den nächsten Jahrzehnten zeigen, ob das 
Verfassungsverständnis auf dem traditionellen Eheverständnis verharrtl24 oder sich 
der verfassungsrechtliche Schutz der Ehe auch fllr andere Partnerschaftsformen (z.B. 
registrierte Partnerschaften gegengeschlechtlicher Paare) öffnen wircJ.m Auf jeden 
Fall sprechen bereits heute keine verfassungsrechtlichen Erwägungen dagegen, in 
Rechtsetzung und Rechtsprechung den Interessen nichtehelicher Lebensgemein-
schaften besser Rechnung zu tragen. Die Prüfung solcher Schritte erscheint aufgrund 
von Art. 8 Abs. 2 BV sowie Art. 41 Abs. 1lit. c DV vielmehr geboten. 
4. Perspektive: progressivere Entwicklung des Sozialversichenmgsrechts? 
Die gesellschaftliche Entwicklung wird den Druck auf die Gesetzgebung stei-
gen lassen, auch für nichteheliche Lebensgemeinschaften Rechtsinstitute zu schaf-
fen, die einen gewissen Schutz gewähren. Aufgrund des hohen Symbolgehalts der 
Ehe ist bei neuen familienrechtlichen Instituten (z.B. einer registrierten Partner-
schaft filr gegengeschlechtliche Paare) mit mehr politischem Widerstand zu rechnen 
als bei Anpassungen auf der eher «technischen» Ebene, d.h. bei kleineren Revisio-
nen bereits bestehenden Rechts. 
Weil das Sozialversicherungsrecht aufgrund seiner Zwecksetzung nicht zwin-
geüd nur an familienrechtliche Institute anschliessen muss, ist eine progressivere 
Entwicklung des Sozialversicherungsrechts durchaus denkbar. Als Beispiel dafür 
kann etwa Art. 20a BVG genannt werden, der reglementarische Vorsorgeleistungen 
an den Lebenspartner zulässt. 126 Entsprechende Entwicklungen wären auch im 
Bereich der Unfallversicherung möglich. Weniger wahrscheinlich sind dagegen 
Anpassungen in denjenigen Sozialversicherungszweigen, die bereits heute unter 
123 Siehe z.IJ. PULVER (Fn. 11 0), N 359. 
124 Den Materialien zur neuen IJundesverfassung lässt sich entnehmen, dass im Rahmen der Nachf(i11-
rung am traditionellen Eheverständnis festgehalten werden sollte (Dßl 1997 I, 155). Diese Ansicht 
wurde auch in BGE 126 II 425,431 f. vertreten. Siehe auch St. Gallcr Kornmentar/REussER, Art. 14 
ßV,N 8f. 
125 Vgl. AUIJ ERTIMAIWN (Fn. 110), Art. 14 BV, N 7; HAN(;AJ!TNEI!, AJI' 2001,252, 255; dezidiert auch 
SCHODER, AJI' 2002, 1287, 1293 ff.; klar ablehnend Si. Galler Kommentar/REUSSER, Art. 14 BV, 
N 8 f.,l9 ff. 
126 Es lag denn auch ausdrUcklieh in der gesetzgeberischen Absicht, mit der Schaffung von Art. 20a IJVG 
gesellschaftlichen Entwicklungen Rechnung zu tragen; 13ßl 2000 2691. 
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starken Defiziten zu leiden haben (vor allem AHV und IV). Nur kostenneutrale 
Lösungen hätten hier eine Chance auf Verwirklichung. Mit Leistungsverbesserun-
gen (z.ß. Hinterlassenenleistungen an überlebende Partner) müssten entsprechende 
Leistungsanpassungen (z.B. Rentenplafonierung auch für nichteheliche Lebens-
gemeinschaften) verbunden werden. Eine solche Korrelation zwischen Leistungs-
ausweitung und verminderter Leistungshöhe würde sich auch aus Gründen der 
Gleichbehandlung mit der Ehe aufdrängen. Mit progressiven Entwicklungen der 
Gesetzgebung ist damit nur, aber immerhin, punktuell zu rechnett 
Ohne ein gefestigtes Institut .wie beispielsweise eine registrierte Partnerschaft 
sind keine umfassenden Lösungen durchsetzbar, da der Vollzugsaufwand zu hoch 
würde. Ohne Anknüpfung an ein mit Rechten und Pflichten verbundenes uml dau-
erhaftes Verhältnis bestünde zudem die Gefahr, dass sich unverheiratete Paare zwar 
für die Vorteile (z.B. Mitversicherung des Partners, Hinterlassenenleistungen) auf 
das Bestehen einer Lebenspartnerschaft berufen, bei den Nachteilen (z.B. Renten-
plafonierung) das Bestehen der Partnerschaft jedoch verschweigen oder vedeugnen. 
Die Organe der Sozialversicherung wären überfordert, wenn in jedem Einzelfall der 
Sachverhalt erhoben und gewürdigt werden müsste. 
Punktuell wären bereits de lege Iata in der Rechtsanwendung Anpassungen an 
die gewandelten gesellschaftlichen Verhältnisse vorstellbar. Es fragt sich beispiels-
weise, ob die Praxis auch künftig das «Hohelied der Begriffsharmonie» (THOMAS 
KoLLER) singen wird, wenn die Anknüpfung am Familienredlt offensichtlich an der 
gesellschaftlichen -und wirtschaftlichen Realität vorbeizielt Im Hinblick auf die 
Zwecke der sozialversicherungsrechtlichen Regelungen würde sich häufiger als bis-
her eine Abkehr von der familienrechtlichen Begriffsbildung rechtfertigen. Die vor-
ne behandellen Fälle UGE 121 V 125121 und 123 V 219 12H hätten durchaus auch in 
einem anderen Sinn entschieden werden können. 
IV. Schluss 
Bislang beachtet das Sozialversicherungsrecht den Bestand nichtehelicher 
Lebensgemeinschaften nur in einem einzigen Fall, der noch dazu kein zwingendes 
Recht darstellt {Art. 20a Abs.l BVG). 'Irotz einiger Vorteile gegeni.lber der Ehe sind 
nichteheliche Lebensgemeinschaften sozialversicherungsrechtlich schlechter 
gestellt. Dies lässt sich im Wesentlichen damit erklären, dass das Sozialversiche-
rungsrecht bislang sehr stark nach dem Familienrecht ausgerichtet wurde. 
In der Rechtsanwendung besttinden schon nach geltendem Recht Spielräume, 
um auf die Besonderheiten Rücksicht zu nehmen, die sich bei nichtehelichen 
127 Vorne, ZifL II. 2. b/cc. 
128 Vorne, Ziff. 11. 2. a/bb. 
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Lebensgemeinschaften ergeben. Dafür müsste sich die Praxis aber zunächst vom 
Dogma lösen, dass sich die Auslegung der sozialversicherungsrechtlichen Begriffe in 
erster Linie nach dem Familienrecht richtet. Der Gedanke der Harmonisierung mit 
den privatrechtliehen Begriffen darf bei der Auslegung zwar durchaus eine Rolle 
spielen; es handelt sich dabei aber nur um ein mittelbares Auslegungskriterium. das 
den unmittelbaren Kriterien nicht vorgehen darf.l29 Nur wenn sich ergibt, dass die 
sozialversicherungsrechtlichen Nonnen nicht bewusst an das Zivilrecht angelehnt 
sind oder keine anderen normunmittelbaren Kriterien für ein eigenständiges Ver-
ständnis des Sozialversicherungsrechts sprechen, darf die Orientierung am Fami-
lienrecht bei der Auslegung durchschlagen. 
Weiter ist die ausschliessliche Orienliemng an der Ehe als Leitoreinung cle lege 
ferenda keineswegs zwingend. Es ist durchaus denkbar, dass die sozial versicherungs-
rechtliche Rechtsetzung künftig auf nichteheliche Lebensgemeinschaften progressi-
ver Rücksicht nimmt als das Privatrecht. Ohne die Schaffung eines festen recht-
lichen Rahmens für nichteheliche Lebensgemeinschaften (z.D. registrierte 
Partnerschaften auch für gegengeschlechtliche Paare) dürften die Anpassungen 
jedoch punktuell bleiben. 
Trotz berechtigter Reformanliegen erscheint eine vollständige Lösung des 
Sozialversicherungsrechts vom Familienrecht aber nicht wünschbar, da die familien-
rechtliche Anknüpfung in der überwiegenden Mehrzahl der Fiille zu sachgerechten 
Ergebnissen führt. Anzustreben ist vielmehr eine angemessene Ergänzung des gel-
tenden Systems. 
Zusmnmenfnssung: Die l'mxis hat immer wicda helnllf, dass das Familienrecht vom 
\ 
Sozialversicherungsrecht vorausgesetzt werde und diesem daher grundsiitzlich vorge-
he. Angesichts der wtlerschiedlichen Zwecke voll Familien- und Sozialversichemngs-
recht fragt sich, ob die Rechtsanwendung nicht vermehrt auf die gewandelten fakti-
schen Verhältnisse Rücksicht nehmen sollte. Zudem ist es nicht unwahrscheinlich, dass 
sich das Sozialversicherungsrecht hinsichtlich der Beachtung nichtehelicher Lebens-
gemeinschaften progressiver entwickelt als das l'amilienrecht. 
Resume: La pratique insiste regulierement surle fail que le droit des assurances socia-
les pre.wppose l'exi.l'feltce du droit de Ia famille, de sorle que ce dentier prime fonda-
mentalement le premia En regard des buts difjerents du droit de Ia famille et du droil 
des assurances sociales, il se pose la question de savoir si Ia pratique 11e devrail pas 
accorder une attention croissante aux situations de .fait en constante mu/ation. De plus, 
il est vraisemblahle que le droit des a.\·sura/lces sociales evoluera plus progressivemeilt 
que le droit de Ia famille, s'agissant de la prise en compte du concubinage. 
129 Vgl. HöHN, Praktische Metho(lik der Geselzesauslegung, Zürich 1993, 160 ff., 253 fL; zusammenfas-
send GÄCIITER, SZS 2002, 522, 537 ff. 
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